
Anlage 1 zu Tarifangelegenheiten Umgang mit nicht lesbaren Chipkarten 

Vorlage: M/VIII/2013/0409 

 

Heutige Regelung: 

 (7.3) Ungültige Fahrausweise 

(1) Fahrausweise sind ungültig, wenn sie nicht den Vorschriften der Beförderungsbedin-

gungen oder der Tarifbestimmungen entsprechen bzw. entgegen den Vorschriften eingesetzt 

werden. 

(2) Das gilt insbesondere auch für Fahrausweise, die 

a) nicht vorschriftsmäßig ausgefüllt sind und trotz Aufforderung des Personals nicht unver-

züglich ausgefüllt werden, 

b) nicht mit einer gültigen Wertmarke – falls erforderlich – versehen sind,  

c) zerrissen, zerschnitten oder sonst stark beschädigt, stark verschmutzt, unleserlich oder 

unerlaubt eingeschweißt bzw. laminiert sind, so dass sie nicht mehr geprüft werden können,  

d) eigenmächtig geändert oder unrechtmäßig erworben oder hergestellt sind,  

e) von Nichtberechtigten benutzt werden,  

f) zu anderen als den zulässigen Fahrten benutzt werden,  

g) wegen Zeitablaufs oder aus anderen Gründen verfallen bzw. gesperrt oder als ungültig 

gekennzeichnet sind, 

h) ohne den ggf. erforderlichen Lichtbildausweis bzw. das erforderliche Lichtbild benutzt 

werden. 

(3) Das Personal kann ungültige Fahrausweise nach Absatz 2 a bis h einziehen, das 

Fahrgeld wird in den Fällen a bis g nicht erstattet. 

(4) Fahrausweise, die nur in Verbindung mit einem bestimmten Ausweis gelten, können 

vom Personal eingezogen werden, wenn der Fahrgast diesen Ausweis nicht zur Prüfung 

aushändigen kann. Fahrausweise, die auf eine bestimmte Person ausgestellt sind, gelten nur 

in Verbindung mit einem amtlichen Ausweis mit Lichtbild. Dies gilt nicht für übertragbare 

Fahrausweise. Für den Schülerverkehr können in den jeweiligen Tarifbestimmungen geson-

derte Regelungen hinterlegt sein.  

(5) Wenn das Personal den Fahrausweis einzieht, erhält der Fahrgast darüber eine 

schriftliche Bestätigung. 

(6) Wird ein Fahrausweis zu Unrecht eingezogen, erstattet das Verkehrsunternehmen 

dem Fahrgast den Preis für den neu gelösten Fahrausweis sowie eventuelle Mehrkosten für 

die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, einschließlich einfacher Portoauslagen. Der Fahr-

gast muss dem Verkehrsunternehmen die entsprechenden Fahrausweise vorlegen bzw. zu-

schicken. Ein zu Unrecht eingezogener Fahrausweis wird zurückgegeben, wenn der Fahr-



gast ihn noch für weitere Fahrten verwenden kann. Weitere Ersatzansprüche, insbesondere 

für Zeitverlust oder Verdienstausfall, sind ausgeschlossen. 

(7.4) Nicht lesbare Chipkarten 

(1) Ist ein elektronisches Ticket mit dem Kontrollgerät nicht auslesbar und trifft keiner der 

unter 7.3 Absätze 1 und 2 beschriebenen Punkte zu, so sind die persönlichen Daten des 

Fahrgastes und die Chipkartennummer zu erheben. Der Fahrgast ist aufzufordern, die Chip-

karte durch das aus-gebende Verkehrsunternehmen ersetzen zu lassen. 

(2) Die aufgenommenen Daten werden an das zuständige Verkehrsunternehmen über-

mittelt. 

 

Hier: Textvorschlag (neu) für die Beförderungsbedingungen: 

(7.4) Nicht lesbare Chipkarten  

Ist eine Chipkarte mit einem elektronischen Ticket nicht lesbar und trifft keiner der in den 

Beförderungsbedingungen unter Ziffer 7.3 Absätze 1 und 2 beschriebenen Punkte zu, so 

greifen folgende Regelungen:  

 

(7.4.1.) Kontrolle durch Prüfpersonal  

(7.4.1.1) Verkehrsunternehmenseigene Chipkarten ohne zusätzliche Applikationen  

(1) Ist eine Chipkarte mit dem Kontrollgerät nicht auslesbar, so sind die persönlichen Daten 

des Fahrgastes, die Chipkartennummer sowie entsprechend der Angaben des Fahrgastes 

die Ticketart und der Geltungszeitraum zu erheben. Die Chipkarte ist einzuziehen.  

(2) Der Fahrgast erhält vom Prüfpersonal vor Ort auf Basis seiner Angaben ein Ersatzticket 

mindestens für den Geltungsbereich seines nicht lesbaren elektronischen Fahrausweises 

ausgestellt. Auf diesen werden der Geltungszeitraum (14 Tage ab Zeitpunkt der Kontrolle) 

und die Bezeichnung „ErsatzTicket XXX“ aufgebracht. In das Namensfeld des Ersatztickets 

ist automatisch aus der Datenerhebung der Name zu übernehmen oder, wo dies nicht mög-

lich ist, unverzüglich nach Erhalt durch den Fahrgast sein Name und Vorname in Druckbuch-

staben unauslöslich einzutragen.  

(3) Zusätzlich wird dem Fahrgast eine vorläufige Fahrpreisnacherhebung mit weiterführen-

den Erläuterungen ausgehändigt. Die Zahlungsaufforderung bleibt bis zur Prüfung der Anga-

ben des Fahrgastes unwirksam und wird ausschließlich dann wirksam, wenn der Fahrgast 

zum Zeitpunkt der Kontrolle nicht im Besitz eines für seine vorgenommene Fahrt gültigen 

Fahrausweises war.  

(4) Das kontrollierende Verkehrsunternehmen informiert das für die Ausgabe der jeweiligen 

Chipkarte zuständige Verkehrsunternehmen und leitet die erhobenen Daten gemäß Punkt 

(1) sowie die eingezogene Chipkarte an dieses weiter.  



(5) Das ausgebende Verkehrsunternehmen prüft die Daten. Bei Richtigkeit der Angaben er-

hält der Fahrgast binnen 14 Tagen ab Zeitpunkt der Kontrolle kostenfrei eine neue, funkti-

onsfähige Chipkarte; die vorläufige Fahrpreisnacherhebung wird ausgesetzt.  

(6) War der Fahrgast zum Zeitpunkt der Kontrolle nicht im Besitz eines für die von ihm vor-

genommene Fahrt gültigen Tickets, wird ihm seitens des kontrollierenden Verkehrsunter-

nehmens eine Zahlungsaufforderung über ein erhöhtes Beförderungsentgelt gemäß Ziffer 

7.5.2 der Beförderungsbedingungen zugestellt. Zudem wird dem Fahrgast der dem gültigen 

Regeltarif entsprechende Betrag für das dem Fahrgast ausgestellte Ersatzticket in Rechnung 

gestellt (14/365 x aktueller Preis des Tickets aus dem Regelangebot, für den VRR-Tarif ist 

dies das Ticket2000). Weiterführende rechtliche Ansprüche des Verkehrsunternehmens (z. 

B. in Betrugsfällen) bleiben hiervon unberührt.  

 

(7.4.1.2) Multiapplikative Chipkarten und Chipkarten, die nicht im Besitz eines Ver-

kehrsunternehmens stehen  

(1) Ist eine Chipkarte mit dem Kontrollgerät nicht auslesbar, so wird dem Fahrgast eine Zah-

lungsaufforderung über ein Erhöhtes Beförderungsentgelt gemäß Ziffer 7.5.2 der Beförde-

rungsbedingungen ausgestellt. Die Chipkarte darf nur dann eingezogen werden, wenn ein 

Betrugsverdacht vorliegt.  

(2) Der Fahrgast ist verpflichtet, sich binnen 14 Tagen ab Zeitpunkt der Kontrolle mit der 

Ausgabestelle seiner Chipkarte in Verbindung zu setzen und einen Austausch der Chipkarte 

vorzunehmen. Das Prüfpersonal unterrichtet den Fahrgast entsprechend.  

(3) Dem kontrollierenden Verkehrsunternehmen ist durch den Fahrgast, ggf. über die Ausga-

bestelle der Chipkarte, binnen 14 Tagen ab Zeitpunkt der Kontrolle nachzuweisen, dass die 

Chipkarte ausgetauscht wurde und der Fahrgast zum Zeitpunkt der Kontrolle über einen für 

die von ihm vorgenommene Fahrt gültigen Fahrausweis verfügt hat. In diesem Fall wird die 

Zahlungsaufforderung ohne weitere Kosten für den Fahrgast niedergeschlagen.  

 

(7.4.2) Einstiegskontrollsysteme (EKS)  

(1) Ist eine Chipkarte mit einem EKS nicht prüfbar, ist der Fahrgast verpflichtet, für die von 

ihm gewünschte Fahrt einen Fahrausweis zum Regeltarif zu erwerben. Dem Fahrgast wird 

seitens des kontrollierenden Verkehrsunternehmens eine Bescheinigung ausgestellt, dass 

seine Chipkarte bei der Kontrolle elektronisch nicht geprüft werden konnte.  

(2) Der Fahrgast ist verpflichtet, sich binnen 14 Tagen ab Zeitpunkt der Kontrolle mit der 

Ausgabestelle seiner Chipkarte in Verbindung zu setzen und einen Austausch der Chipkarte 

vorzunehmen. Das Prüfpersonal unterrichtet den Fahrgast entsprechend.  

(3) Weist der Fahrgast binnen 14 Tagen ab dem Zeitpunkt der Kontrolle dem kontrollieren-

den Verkehrsunternehmen nach, dass er im Besitz eines zum Zeitpunkt der Kontrolle gülti-



gen Tickets war, werden ihm durch das für die Ausgabe der Chipkarte verantwortliche Ver-

kehrsunternehmen (beim SemesterTicket NRW durch das vertragsbetreuende Verkehrsun-

ternehmen) die Kosten für den Fahrausweis gemäß (1) erstattet. Auf Wunsch des Fahrgas-

tes ist das vertragsbetreuende Verkehrsunternehmen verpflichtet, das kontrollierende Ver-

kehrsunternehmen über den erfolgten Austausch der Chipkarte zu informieren.  

(4) Ein Einzug der Chipkarte erfolgt nur dann, wenn ein Betrugsverdacht vorliegt. In diesem 

Fall werden auch die personenbezogenen Daten des Fahrgastes erhoben. Dem Fahrgast 

wird ggf. in Verbindung mit einer Zahlungsaufforderung über ein erhöhtes Beförderungsent-

gelt eine Bescheinigung über den Einzug der Chipkarte ausgestellt. 

 

 


